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Waffenrecht: Legale Schusswaffen sind nicht das Problem 
 
Ob in Wahlkämpfen, in Fragen der Geldpolitik oder beim Waffengesetz: Die über die 
Deutungshoheit gebietenden Kräfte des politisch-medialen Komplexes, nehmen es mit der 
Wahrheit nicht so genau. Mit größter Begeisterung werden Strohmänner aufgebaut und bekämpft. 
Und es wird so getan, als ob damit ein (nur zum Zwecke weiterer Machtakkumulation erfundenes) 
Problem zu lösen wäre. 

Beispiele gefällig? Im Wahlkampf um die österreichische Bundespräsidentschaft unterstellt 
die Entourage des Linkskandidaten, dass im Fall eines Sieges dessen Gegners mit einem Austritt 
der Alpenrepublik aus der EU zu rechnen sei, womit ein Bündel von Nachteilen für das Land 
verbunden wäre. Wahr ist: Der Bundespräsident hat in der Frage des Austritts aus der Union nicht 
das Geringste zu melden. Von einem ernsthaften Plan zum Austritt war und ist überdies keine 
Rede. 

Im Kampf gegen das Bargeld werden die organisierte Kriminalität und ruchlose 
Steuerhinterzieher bemüht, um ein seit Jahrtausenden bewährtes Tauschmittel madig zu machen. 
Mit einem Mal ist jeder verdächtig, der nicht mit Kredit- oder Bankomatkarte zahlt. In Wahrheit geht 
es natürlich um nichts weiter, als um die totale Kontrolle und die möglichst problemlose Enteignung 
der Untertanen durch den Staat. 

In der Frage des privaten Waffenbesitzes schließlich, sind es angeblich Legionen von 
Todesopfern, die durch eine restriktive Gesetzgebung „eingespart“ werden könnten. Sie ahnen es 
bereits: Das ist purer Unsinn. 

Die folgenden Zahlen stammen aus einer amtlichen österreichischen Quelle 
(Sicherheitsbericht des Innenministeriums 2014) und sehen für Deutschland vermutlich nicht viel 
anders aus (multipliziert mit dem Faktor zehn): 2014 gab es  

5.558 Straftaten mit Waffenverwendung. Davon 
2.944 mit Stichwaffen (53%) 
1.402 mit Hiebwaffen (25,2%) 
1.191 mit Schusswaffen (21,4%) 

Bei 336 Anlässen wurde geschossen. Dabei handelte es sich in 83 Fällen um Sachbeschädigung, 
52 Mal um Tierquälerei, 43 Mal um Jagdrechtsvergehen und 39 Mal um Gefährdung der 
körperlichen Sicherheit (0,7%). Die Gefahr, von einem Gewalttäter mit einem Messer verletzt zu 
werden, ist um ein Vielfaches höher als die, angeschossen zu werden. Eine Initiative zur 
Einschränkung des freien Erwerbs von Messern, ist indes bislang noch nicht bekanntgeworden. 

Die Zahl der Straftaten unter Verwendung von Schusswaffen, bewegt sich seit 2010 auf 
einem annähernd gleichbleibenden Niveau – trotz (oder wegen!) eines sprunghaften Anstiegs der 
in Privathand befindlichen Feuerwaffen seit Ausbruch der rezenten Völkerwanderung. 
Doppelläufige Flinten (die in Österreich nach wie vor frei erhältlich sind), sowie gängige 
Faustfeuerwaffenmunitionssorten, waren im Vorjahr monatelang vergriffen. 

Im Jahr 2015 gab es insgesamt 83.073 Todesfälle. Davon 0,6% durch Mord/tätlichen 
Angriff (Daten von der amtlichen Statistik Austria). 

Was diese Zahlen eindrucksvoll belegen, bestätigt sich auch im direkten Gespräch mit „an 
der Front“ tätigen Kriminalisten: „Legale Schusswaffen sind nicht unser Problem“. 

Umso seltsamer mutet der Furor an, mit dem Politnomenklatura und Mainstreamjournaille 
jede Gelegenheit nutzen, um gegen den legalen Waffenbesitz zu polemisieren. Von Schießeisen, 
die sich in der Obhut von amtlich registrierten (und kontrollierten) Jägern, Sammlern und 
Sportschützen befinden, geht in deren Phantasie größte Gefahr aus, während die zum Schaden 
der Bürger zum Einsatz kommenden Tatwerkzeuge von Verbrechern (die in keiner Datenbank des 
Innenministers registriert sind), niemanden aufregen. 

Dass im Zuge der laufenden Völkerwanderung möglicherweise Tausende bis an die Zähne 
bewaffnete Individuen die Grenzen überschritten haben und nun unbekannten Aufenthalts sind, ist 
weder für die Politik noch für die ansonsten stets erregungsbereiten Medien ein Anlass zur Sorge. 
Wir stehen also – wieder einmal - vor der Frage: Handelt es sich um eine Verschwörung oder um 
Dummheit? Vermutlich um eine höchst ungesunde Mischung aus beidem. 

Der Beitrag ist zuerst in der Jänner/Februar 2017 Ausgabe 169 von „Eigentümlich Frei“ 
erschienen. 


